
383 der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen de~ Nationalrates XVII. GP 

Bericht 

des Verfassungsausschusses 

über die Regierungsvorlage (303 der Beila­
gen): Bundesverfassungsgesetz, mit dem das 
Bundes-Verfassungsgesetz in der Fassung von 
1929 hinsichtlich der Zuständigkeit für das 

Volkswohnungswesen geändert wird 

Die dem Verfassungsausschuß zur Vorberatung 
vorgelege ne Bundes-Verfassungsnovelle sieht eine 
Neufassung des Art. 11 Abs.l Z 3 B-VG dahin 
gehend vor, daß künftighin die Förderung des 
Wohnbaus und der Wohnhaussanierung im $inne 
einer direkten Förderung einschließlich der Sub­
jektförderung durch die Vergabe von Eigenmittel­
ersatzdarlehen oder von Wohnbeihilfen in die Lan­
,deskompetenz fallen. Die übrigen Angelegenheiten, 
die als "Volkswohnungswesen" auf Art. 11 Abs. 1 
Z 3 B-VG gestützt werden können, sollen weiter­
hin in der Gesetzgebung Sache des Bundes, in der 
Vollziehung Sache de~ Länder bleiben. 

, Weiters enthält der Gesetzentwurf Regelungen 
darüber, inwieweit das derzeit geltende bundesge-

"-
Dr. Stippel 

Berichterstatter 

setzliche Wohnbauförderungsrecht künftighin als 
Landesrecht gilt oder außer Kraft gesetzt wird. 

Der Verfassungsausschuß hat die Regierungsvor- ., 
lage am 19. November 1987 in Verhandlung gezo-
gen und nach Wortmeldungen der Abgeordneten 
Mag. Ge y e r, Dr. K hol, Dr. Fr i s c h e n -
sc h lag e r, Sc h em er, Dr. BI e n kund Dipl.-
Kfm. Dr. K e i m e I sowie des Bundesministers 
Dr. N eis s e r mit Mehrheit beschlossen, dem' 
Hohen Hause die Annahme des Gesetzentwurfes in 
der von den Abgeordneten S c h e m e rund Dipl.-
Kfm. Dr. K e i m e I vorgeschlagenen Fassung zu 
empfehlen. 

Der Verfassungs ausschuß stellt somit den 
An t rag, der Nationalrat wolle dem an g e - -, 
s chi 0 s sen enG e set zen t w u r f die verfasc ' , -
sungsmäßige Zustimmung ,erteilen. 

Wien, 1987 11 19 

Dr. Schranz 

Obmann 
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2 383 der Beilagen 

Bundesverfassungsgesetz vom xxxxxxxx, 
mit dem das Bundes-Verfassungsgesetz in der 
Fassung von 1929.hinsichtlich der Zuständig-, 
keit für das Volkswohnungswesen geändert 

wird 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I 

Das Bundes-Verfassungsgesetz in der Fassung 
von 1929, zuletzt geändert durch das Bundesverfas­
sungsgesetz BGBl. Nr. 285/1987, wird wie folgt 
geändert: 

Art. 11 Abs. 1 Z 3 lautet: 

,,3 . Volkswohnungswesen mit Ausnahme der För­
derung des Wohnbaus und der Wohnhaussa­
nierung;" 

Artikel 11 

(1) Die folgenden Bestimmungen gelten in jedem 
Land als Landesgesetze : 

1. §§ 1 bis 4, 6,10 Abs. 5, §§ i1, 16 bis 19,20 
Abs. 1, §21 Abs. 1 und 2, §§ 22 und 23, §§ 25, 
26, 29 bis 41, 43, 44 Abs. 2 und 4, §§ 45, 47, 
51, 55 und 60 Abs. 8, mit Ausnahme des zwei­
ten Halbsatzes und soweit sich dieser Absatz 
nicht auf Bestimmu"ngen bezieht, die Angele­
genheiten regeln, die auch nach Inkrafttreten 
dieses Bundesverfassungsgesetzes in ' die 
Gesetzgebung des Bundes fallen, und § 60 
Abs.9 des Wohnbauförderungsgesetzes 1984, 
BGBI. Nr. 482, in der Fassung des Bundesge­
setzes BGBl. Nr. 340/1987; 

2. jene Bestimmungen des Wohnbauförderungs~ 
gesetzes 1968, BGBI. Nr. 280/1967, zuletzt 
geändert durch das Bundesgesetz BGBl. 
Nr. 320/1982, die auf Grund des § 60 Abs. 8 
des Wohnbauförderungsgesetzes 1984 noch 
in GeJtung stehen, mit Ausnahme des § 11 
Abs. 4 zweiter bis vierter Satz, des § 14, des 
§ 19 Abs. 2 bis 8, der §§ 20 bis 22, des § 26, 
der §§ 29 bis 31, des § 32 Abs. 1 bis 6 und 8 
und des § 35; 

3. die §§ 1 bis 3, 9 bis 16, 18,21 bis 33, 35, 36 
Abs. 4, §§ 37 und 48 Abs. 2 und 3 des Wohn-

haussanierungsgesetzes, BGBI. Nr. 483/1984, 
in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. 
Nr. 559/1985, die beiden zuletzt genannten 
Absätze nur, soweit sie sich nicht auf Bestim-­
mungen beziehen, die Angelegenheiten 
regeln, die auch nach Inkrafttreten dieses­
Bundesverfassungsgesetzes in die Gesetzge­
bung des Bundes fallen; 

4. die Bestimmungen des Wohnungsverbesse­
rungsgesetzes, BGBI. Nr. 426/1969, zuletzt 
geändert durch das Bundesgesetz BGBl. 
Nr. 64111982, die auf Grund des § 48 Abs. 2-
des Wohnhaussanierungsgesetzes noch in 
Gelt~ng stehen, mit Ausnahme des § 6 Abs. 6, 
des § 6 b Abs. 1 bis Sund der §§ 8, 11, 14 und 
15; 

5. die Bestimmungen des Bundesgesetzes zur 
Förderung der Erhaltung und Verbesserung 
von Wohnhäusern sowie der Stadterneue­
rung, BGBI. Nr. 164/1982, die gemäß § 48 
Abs.3 des Wohnhaussanierungsgesetzes noch 
in Geltung stehen, mit Ausnahme des § 8; 

6. die §§ 1 bis 4, 5 Abs. 1 erster und zweiter Satz 
sowie Abs. 3, §§ 6, 7, 8 Abs. 1 bis 5 und die 
§§ 9, 12 und 14 des Startwohnungsgesetzes, 
BGBI. Nr. 264/1982, in der Fassung des Bun­
desgesetzes BGBI. Nr. 483/1984. 

(2) Soweit Bestimmungen, die gemäß Abs. 1 als 
landesgesetzliche Regelungen gelten, eine Zustän­
digkeit des Bundesministers für Bauten und Tech­
nik oder des Bundes-Wohn- und Siedlungsfonds 
vorsehen, tritt an deren Stelle die Landesregierung. 

(3) Es treten außer Kraft: 
1. § 52 Ahs.2 des Wohnbauförderungsgesetzes 

1984, / 
2. § 26 Abs.2 des Wohnbauförderungsgesetzes 

1968, 
3. § 41 Abs. 2 des Wohnhaussanierungsgesetzes, 
4. § 8 Abs.2 des Wohnungsverbesserungsgeset-

zes, _ 
5. § 33 Ahs. 1 und 2, § 34 und § 35 Abs. 1 des 

Stadterneuerungsgesetzes, BGBI. Nr. 287/ 
1974, zuletzt geändert durch das Bundesge­
setz BGBI. Nr. 340/1987, 

6. § 6 des Bundesgesetzes zur Förderung der 
Erhaltung und Verbesserung von Wohnhäu-
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sern sowie der Stadterneuerung, BGBl. 
Nr. 164/1982. 

(4) Der Wohnhaus-Wiederaufbau- und Stadter­
neuerungsfonds und der Bundes-Wohn- und Sied­
lungsfonds haben Fälle, in denen eine Förderungs­
zusicherung auf Grund des Stadterneuerungsgeset­
zes bzw. des Startwohnungsgesetzes vor dem 
1. Jänner 1988 ergangen ist, nach der am 
31. Dezember 1987 geltenden Rechtslage weiter zu 

behandeln. Nicht erledigte Ansuchen auf Grund 
des Startwohnungsgesetzes sind dem nach der Lage 
des Gebäudes zuständigen Land abzutreten. 

Artikel III 

(1) Dieses Bundesverfassungsgesetz tritt mit 
1. Jänner 1988 in Kraft. 

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesverf~s­
sungsgesetzes ist die Bundesregierung betraut. 
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